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Agenda
1. Einführung
2. Schuldrechtliche Aspekte bei grundpfandrechtlichen Sicherungen

1. Immobiliar-Darlehensvertrag
2. Sicherungsvertrag

3. Grundschuld 
4. Durchsetzung von grundpfandrechtlich gesicherten Forderungen

1. Arten
2. Zwangsversteigerung

1. Beantragung von Zwangsversteigerung oder –verwaltung
2. Gang des Verfahrens
3. Schuldnerschutzmöglichkeiten
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Einführung - Vertragliche Grundlagen
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Darlehensvertrag

Immobiliardarlehensvertrag

§ 491 Abs. 3 BGB

Sicherungsvertrag

Sog. Zweckerklärung

Inhaltlich keine gesetzliche 
Regelung, vorausgesetzt in §

1192 Abs. 1a BGB

Grundschuldbestellung

Grundschuldbestellungsurkunde

§ 873 BGB

Arten von Verbraucherdarlehen seit 22.03.2016

Verbraucherdarlehen
§ 491 BGB

Allgemein-Verbraucherdarlehen
§ 491 Abs. 2 BGB

Immobiliar-Verbraucherdarlehen
§ 491 Abs. 3

Entweder 
- Grundpfandrechtliche Sicherung oder
- Darlehen dient Erwerb oder Erhaltung 

eines Grundstücks oder 
grundstücksgleichen Rechts
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Kündigung Immobiliar-Verbraucherdarlehen 
(IVD)
Durch Darlehensnehmer
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Ordentliche Kündigung Immobiliar-VDV

Ordentliche Kündigung

Sollzinsbindung

§ 489 Abs. 1 BGB

Kdg. Mit einem Monat 
zum Ablauf der 

Zinsbindung

$ 489 Abs.1 Nr. 1 BGB

Immer nach 10 Jahren ab 
Empfang mit Frist von 6 

Monaten

§ 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB

Wird neue Festzins-
Vereinbarung geschlossen 
– ab dem Zeitpunkt dieser 

Vereinbarung

Keine Sollzinsbindung

§ 489 Abs. 2

Jederzeit unter Einhaltung 
3-Monats-Frist

Vorzeitige Rückzahlung

§ 500 Abs. BGB
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Ordentliche Kündigung - Besonderheiten
• Kündigung des Darlehensnehmers gilt als nicht erfolgt, wenn er 

den geschuldeten Betrag nicht innerhalb von 2 Wochen nach 
Wirksamwerden der Kündigung zurückzahlt

• Kündigungsrecht darf nicht durch Vertrag ausgeschlossen oder 
erschwert werden (§ 489 Abs. 4 BGB)

Kündigung/vorzeitige Rückzahlung
während der Zinsbindung

Berechtigtes 
Interesse

Verbraucher

§ 502 BGB

Unternehmer

§ 490 Abs. 2 
BGB
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Berechtigtes Interesse

• § 490 Abs. 2 BGB:
• Ein solches Interesse liegt insbesondere vor, wenn der 

Darlehensnehmer ein Bedürfnis nach einer anderweitigen 
Verwertung der zur Sicherung des Darlehens beliehenen Sache 
hat.

• Rechtsfolge: Schadensersatz für den Schaden aus der vorzeitigen 
Kündigung = Vorfälligkeitsentschädigung
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Berechtigtes Interesse an der Kündigung

bejaht

•Verkauf der 
beliehenen Immobilie

•Nachfinanzierung 
abgelehnt

verneint

•Günstigere Zinsen bei 
anderem Finanzierer
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Sicherheitentausch

• Möglichkeit der Vermeidung einer Vorfälligkeitsentschädigung 

• Bei Objektwechsel – Austausch der einen Grundschuld gegen eine 
andere oder Barsicherheit

• Aber: neue Sicherheit muss dem Gläubiger die gleiche Sicherheit 
bieten

• Aufsichtsrechtliche Bewertungsregeln der Banken entscheidend
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Widerruf Darlehen durch Darlehensnehmer (Essenz)

• Für grundpfandrechtlich gesicherte Kredite, die bis 10.06.2010 
gewährt wurden- ausgeschlossen durch Übergangsregelung bis 
21.06.2016

• Für Darlehen zwischen 11.06.2010 und 21.03.2016 – wenn Mängel in 
der Widerrufsbelehrung – noch möglich, wenn Darlehen noch 
laufen

• Für Darlehen ab 22.03.2016 – Frist von max. 1 Jahr und 2 Wochen 
beachten und nur wenn Mängel in Widerrufsinformation 
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Kündigung durch Darlehensgeber

• Verzugsregeln in § 497 BGB
• Immobiliardarlehen § 497 Abs. 4 BGB = Verzugszinssatz nur 2,5 

Prozentpunkte über dem Basiszinssatz
• Besondere Anrechnung bei Teilzahlungen – in § 497 Abs. 3 BGB
• Kündigung in § 498 BGB:

• Darlehensnehmer ist in Verzug mit 
• Mind. zwei aufeinanderfolgenden Teilzahlungen ganz oder teilweise, die
• Mind. 2,5 % des Darlehensnennbetrages (§ 497 Abs. 4 BGB) ausmachen
• Mahnung und Gesprächsangebot an Kunden
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Rechtsfolge bei Kündigung durch Darlehensgeber

• Rechtsfolge bei Verbraucherdarlehen: 
• Keine Vorfälligkeitsentschädigung (BGH 19. Januar 2016 - XI ZR 103/15)

• Rechtsfolge bei Unternehmerdarlehen: 
• Vorfälligkeitsentschädigung entweder auf den Zeitpunkt der Kündigung 

(dann kein Verzugszins mehr) oder zum Zeitpunkt der Rückzahlung, dann 
bis dahin Verzugszins – Wahl des Gläubigers (BGH XI ZR 445/17 vom 
20.02.2018)
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Sicherungsvertrag
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Sicherungszweck

Weiter 
Sicherungszweck

„das Sicherungsmittel die zur
Sicherung aller gegenwärtigen und 

zukünftigen Forderungen 
des Kreditgebers

gegen den Kreditnehmer aus der 
bankmäßigen Geschäftsverbindung“

Enger 
Sicherungszweck

Das Sicherungsmittel dient zur 
Sicherung der Forderung 

aus Darlehen Nr. 45567 und
Kontokorrentkredit Nr. 12345 

(Forderung wird genau 
bezeichnet und damit limitiert)

Andere Limitierung der 
Sicherheit

Höchstbetragssicherheit
Ausfallsicherheit

Sicherheit auf Zeit
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Zulässige Sicherungszwecke

Sicherungsgeber
sichert

Nur eigene
Verbindlichkeiten

Weiter 
Sicherungszweck

Nur fremde
Verbindlichkeiten

Nur enger
Sicherungszweck

Eigene und fremde
Verbindlichkeiten

Kombination aus
Engem und weitem 

Sicherungszweck

Sicherungsvertrag
• Formlos möglich, sog. Anlassrechtsprechung
• Verbindet schuldrechtlichen Darlehensvertrag mit dinglicher 

Grundschuld
• Regelt, für welche Verbindlichkeiten die Grundschuld haftet

auch typische Folgeansprüche im Regelfall gesichert, z.b.
Rückabwicklungsverhältnis nach Widerruf, Vorfälligkeitsentschädigung

• Verwertungsvoraussetzungen (im Regelfall immer fällige 
Darlehensforderung oder Zahlungseinstellung/Insolvenz)

• Begründet in gewissem Rahmen Treueverhältnis des Gläubigers zum 
Schuldner 
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Verbindung Sicherungsvertrag - Grundschuld
• Risikobegrenzungsgesetz seit 19.08.2008:
• Neue Regelung in § 1192 Abs. 1 a BGB:

• Ist die Grundschuld zur Sicherung eines Anspruchs verschafft worden 
(Sicherungsgrundschuld), können Einreden, die dem Eigentümer auf 
Grund des Sicherungsvertrages mit dem bisherigen Gläubiger ggen die 
Grundschuld zustehen oder sich aus dem Sicherungsvertrag ergeben, 
auch jedem Erwerber der Grundschuld entgegengesetzt werden

• Kein gutgläubiger einredefreier Erwerb
• Gilt nach Art. 229 § 18 Abs. 2 EGBGB für alle Erwerbsvorgänge nach 

dem 19.08.2008
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Grundschuld
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Grundschuldbestellungsurkunde § 873 BGB

Wichtige Regelungen für die Durchsetzung:

1. Dingliche Zwangsvollstreckungsunterwerfung gem. § 800 ZPO:
2. Persönliche Zwangsvollstreckungsunterwerfung 
3. Fälligkeit von Zinsen und Kapital
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Dingliche Vollstreckungsunterwerfung 

• Sog. dinglicher Titel:
• „Wegen des Grundschuldkapitals nebst Zinsen und sonstiger Nebenleistung unterwirft 

sich der Sicherungsgeber der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in das 
belastete Pfandobjekt in der Weise, daß die sofortige Zwangsvollstreckung bei einem 
Grundeigentum als Pfandobjekt auch gegen den jeweiligen Eigentümer zulässig sein 
soll.“(§800 ZPO) (Formulierung aus Sparkassenformularen)

• Eintragung im Grundbuch gem. § 800 ZPO
• Bei Fehlen: Duldungsklage auf Duldung der Zwangsvollstreckung 

in das Grundstück nach § 1147 BGB
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Persönliche Zwangsvollstreckungsunterwerfung

• Zwangsvollstreckungsunterwerfung in das gesamte Vermögen

• Für die Zahlung eines Geldbetrages, dessen Höhe der bewilligten Grundschuld (Kapital, 
Zinsen und die sonstige Nebenleistung) entspricht, übernimmt der Darlehensnehmer 
(Name) die persönliche Haftung, aus der er ohne vorherige Zwangsvollstreckung in das 
belastete Pfandobjekt in Anspruch genommen werden kann. Er unterwirft sich wegen 
dieser persönlichen Haftung der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in 
sein gesamtes Vermögen. Die Gläubigerin kann die Haftung unabhängig von der 
Eintragung der Grundschuld und ohne vorherige Zwangsvollstreckung in das belastete 
Pfandobjekt geltend machen. (Formulierung Sparkassenformular)
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Konkurrenz der Titel

• Beide Titel können unabhängig und nebeneinander geltend 
gemacht werden, 

• aber insgesamt nur bis zur Höhe des Kapitals inkl. Zinsen und 
Nebenleistung

• Persönlicher Titel in Grundschuldbestellungsurkunde als 
Sicherungsinstrument für den Gläubiger höchstrichterlich 
anerkannt, auch ohne Nennung im Darlehensvertrag

• Aber: Wie beim Sicherungsvertrag dürfen nur eigene 
Verbindlichkeiten des Grundschuldbestellers damit gesichert 
werden
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Fälligkeit der Grundschuld
• Grundsatz: § 1193 BGB:

• Abs. 1 S. 1:Das Kapital der Grundschuld wird erst nach vorgängiger 
Kündigung fällig. 

• Abs. 1 S. 3: Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate

• Aber Achtung:
• § 1193 Abs. 2 S. 1 BGB: Abweichende Bestimmungen sind zulässig
• Neu seit 19.08.2008: § 1193 Abs. 2 S. 2 BGB: Dient die Grundschuld der 

Sicherung einer Geldforderung, so ist eine von Absatz 1 abweichende 
Bestimmung nicht zulässig. (neu aufgenommen durch sog. 
Risikobegrenzungsgesetz zum 19.08.2008) – gilt für Grundschulden, die 
nach dem 19.08.2008 bestellt wurden (Art. 229 § 18 Abs. 3 EGBGB)
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Übergangsregelungen Risikobegrenzungsgesetz:

trenzonline.de 26

• Übergangsvorschrift Art. 229 § 18 Abs. 3 EGBGB zur Kündigung

• Alt-Grundschulden mit Bestellung vor dem 19.08.2008
• Sofortige Fälligkeit aus der Grundschuldbestellungsurkunde bleibt 

erhalten

• Neu-Grundschulden mit Bestellung nach dem 19.08.2008:
• Kündigung mit 6-Monats-Frist erforderlich 
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Zins der Grundschuld

• Grundschulden sind im Regelfall mit sog. dinglichen Zinsen 
versehen

• Zinssätze regelmäßig zwischen 12 und 18 %
• Teilweise auch einmalige Nebenleistungen von 5 % vereinbart
• Fälligkeit der Zinsen im Regelfall: jährlich nachträglich  am ersten 

Tag des folgenden Kalenderjahres
• Wichtig für Berechnung in der Zwangsversteigerung
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Form der Kündigung der Grundschuld

• Keine Formvorschrift
• Aber: Zugangsnachweis erforderlich, wenn aus der Grundschuld 

vollstreckt werden soll.
• Viele Banken kündigen durch Zustellung durch Gerichtsvollzieher, 

um auch die Zustellung der vollstreckbaren Ausfertigung 
nachzuweisen 
oder im Rahmen der Kündigung der Geschäftsverbindung mit 
Einschreiben/Rückschein
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Zeitpunkt der Kündigung der Grundschuld

• Keine gesetzliche oder vertragliche Regelung, wann Kündigung 
erfolgen kann

• Diskussion 2008: Fälligkeit sofort nach Bestellung durch 
Kündigung herstellen, damit bei Fälligkeit der Forderung kein 
Zeitverlust entsteht

• Mittlerweile: Kündigung erst mit Kündigung oder bei 
Leistungsstörungen des Darlehens
Grund: Kündigungsvoraussetzungen Darlehen sind mind. 2,5 % 
des Darlehensnennbetrages (§ 498 Abs. 2 BGB), was im Regelfall 
auch ca. 6 Monate ausmacht 
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Zwangsversteigerung
• Durchsetzung von grundpfandrechtlich gesicherten 

Forderungen

trenzonline.de 30

29

30



Arten der dinglichen Vollstreckung

ZV unbewegliches Vermögen

Zwangshypothek
§ 867 ZPO

Zwangsverwaltung
§ 146 ZVG

Zwangsversteigerung
§ 15 ff. ZVG

Forderungsversteigerung Teilungsversteigerung Insolvenzverwalterversteigerung
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Ablauf des Zwangsversteigerungs-Verfahrens

Beschluß/
Beschlag-

nahme
Termin

•Vorüberle-
gungen

•Antrag

•Festsetzung des 
Grundstückswertes

•Forderungsanmeldung

•Interessentensuche

•Bekannt-
machungsteil

•Bietstunde

•Verhandlung 
über den 
Zuschlag

Zuschlag
Verteilungs-

termin

•Versagungs-
gründe

•Wirkung

Erlösver-
teilung an 
Gläubiger
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Voraussetzungen für die Zwangsversteigerung

Vollstreckungs-
voraussetzungen

Titel

Dinglicher Titel
Persönlicher Titel

Klausel Zustellung

Fällige Grundschuld

Seit 08/2008

Dinglicher Titel

• Dinglicher Titel nach § 800 ZPO:
• Falls dies nicht vorhanden ist (nicht sehr häufig)
• § 1147 BGB: Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundstück 

und den Gegenständen, auf die sich die Hypothek erstreckt, 
erfolgt im Wege der Zwangsvollstreckung = Duldungsklage

• Der Beklagte wird verurteilt, die Zwangsvollstreckung aus der 
Grundschuld über xx €, eingetragen für die Klägerin im Grundbuch von xx 
beim AG XX in Abteilung III laufende Nr. x zu dulden.
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Vollstreckbar nach § 800 ZPO

• BGH, Beschluss vom 12.4.2018 – V ZB 212/17
• Eigentumsübergang nachweisende Urkunde muss nicht zugestellt 

werden
• Aber:
• Klausel muss auf den Rechtsnachfolger = neuen Eigentümer 

umgeschrieben werden
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BGH, Beschluss vom 18.10.2018 – V ZA 22/18 –

• Vollstreckt der Rechtsnachfolger eines 
Grundpfandrechtsgläubigers aus einer notariellen Urkunde, in der 
sich der Schuldner als Grundstückseigentümer der sofortigen 
Zwangsvollstreckung unterworfen hat, ist eine Zustellung der die 
Rechtsnachfolge nachweisenden Urkunden nicht erforderlich, 
wenn die Rechtsnachfolge des Gläubigers im Grundbuch 
eingetragen wurde.
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Zwangsversteigerung aus persönlichen Titeln

• Zwangsversteigerung ist auch aus persönlichen Titeln – ohne 
weitere Duldungsklage - möglich

• Problem ist die schlechtere (und damit häufig aussichtslose) 
Rangklasse

• Ausnahme: Ansprüche der WEG für privilegierte 
Hausgeldansprüche
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Klausel
• Vollstreckungsklausel erforderlich

„Vorstehende Ausfertigung wird dem (Bezeichnung der Partei) zum Zwecke 
der Zwangsvollstreckung erteilt“

• muß ggf. umgeschrieben werden auf den neuen Eigentümer bzw. 
Insolvenzverwalter; Antrag immer bei der den Titel ausstellenden Stelle 
(i.d.R. Notar)

• Klausel ist entbehrlich bei
• Vollstreckungsbescheiden § 796 ZPO 
• Arrestbefehlen § 929 Abs. 1 ZPO 
• Einstweiligen Verfügungen § 936 ZPO 
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Sonderthema Klausel: Nachweisverzicht - geklärt

• Für Grundschulden, die seit dem 19.08.2008 neu eingetragen wurden:
Fälligkeitsnachweis durch Neuerteilung und -zustellung der Klausel?

• Hintergrund: Die Grundschuldbestellungsurkunde enthält folgende Klausel:
Der Eigentümer beantragt beim Notar:
a) der Gläubigerin sofort eine Ausfertigung dieser Urkunde zu erteilen,
b) der Gläubigerin eine vollstreckbare Ausfertigung dieser Urkunde zu erteilen, Es wird auf den Nachweis 
der Tatsachen verzichtet, die das Entstehen und die Fälligkeit der Grundschuld und der Nebenleistung 
bedingen

Hintergrund: Durch Risikobegrenzungsgesetz muß Grundschuld mit Frist von 6 Monaten 
gekündigt werden. Gerichte verlangten teilweise dann erneute Erteilung der Klausel trotz 
Nachweisverzicht in GS-Bestellungsurkunde

• Geklärt: BGH VII ZB 2/20 vom 7.10.2020 – Nachweisverzicht wirksam
im Klauselverfahren nur formelle Prüfung, materielle Einwendungen bleiben erhalten
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Zustellung
• § 750 Abs. 1 ZPO = Keine Zwangsvollstreckungsmaßnahme ohne 

Zustellung
• Nachweis bei Zwangsversteigerungsantrag erforderlich
• Besonderheit bei Zwangsvollstreckung aus vollstreckbarer Urkunde 

(Grundschuldbestellungsurkunde): 
Zwangsvollstreckung darf erst nach einer Wartefrist von 2 Wochen 
nach Zustellung beginnen (§ 798 ZPO)

• Sonderthema: Notarangestellte bestellen häufig für Käufer die 
Grundschulden mit Vollmacht aus Kaufvertrag – Zustellung auch der 
Vollmacht erforderlich (BGH 21. 9. 2006 - V ZB 76/06)
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Zwangsversteigerungsverfahren

trenzonline.de 41

Verhältnis Sicherungsvertrag – Grundschuld ZV

• Grundsätzlich kein Akzessorietät der Grundschuld

• Rein dingliche Betrachtung im ZV-Verfahren

• Amtsgericht als Zwangsversteigerungsgericht prüft materielle 
Einwendungen gegen die Forderung nicht

• Vollstreckungsgegenklage § 767 ZPO beim zuständigen Gericht 
erforderlich, ggf. mit einstweiligen Anordnungen nach § 769 ZPO
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Antrag
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Antrag auf Anordnung der Zwangsversteigerung

• Inhalt des Antrags muß nach § 16 Abs. 1 ZVG folgende Angaben enthalten:
• Grundstück (Grundbuch, Blatt, ggf. Bestandsverzeichnis lfd. Nr.)
• Eigentümer
• Anspruch des Gläubigers gegen den Grundstückseigentümer (aus welchem Recht?)
• Bezeichnung des vollstreckbaren Titels

• Urkunden müssen beigefügt werden:
• Titel (i.d.R. dinglich)
• Nachweis, daß Schuldner Eigentümer ist § 17, i.d.R. durch Grundbuchauszug bzw. Bezugnahme auf 

das Grundbuch
• Ggf. Vollmachten
• Grundschuldbrief muß zwingend erst beim Verteilungstermin vorliegen, wird aber häufig schon 

dem Antrag beigefügt

Wenn alle Voraussetzungen vorliegen, ergeht Anordnungsbeschluß, i.d.R. mit 
Beschlagnahmehinweis
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Verjährung dingliche Zinsen
• Dingliche Zinsen:
• In der Grundschuldbestellungsurkunde werden Grundschulden immer 

mit einem Zinssatz bestellt und eingetragen – dinglicher Zinssatz
• Fälligkeit der Zinsen im Regelfall jährlich nachträglich am ersten 

Geschäftstag des Folgejahres in Grundschuldbestellungsurkunde
• Die Grundschuld ist vom heutigen Tage an mit 15 % p.a. zu verzinsen. Die Zinsen 

sind jeweils nachträglich am ersten Geschäftstag des folgenden Kalenderjahres 
fällig.

• Regelmäßige Verjährung gem. § 197 Abs. 2, 195 BGB
• Antrag auf Zwangsversteigerung sollte zur Vermeidung von 

Einwendungen des Schuldners immer auf die unverjährten Zinsen 
begrenzt werden. 

• BGH 21.10.2016 Az: V ZB 230/15 – Vollstreckungsgegenklage möglich
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Fälligkeit der Grundschuld
• Versteigerung nur aus den (jährlich fälligen) Grundschuldzinsen?
• BGH Beschluss vom 30.03.2017 V ZB 84/16
• Die Versteigerung aus den Grundschuldzinsen kann analog zu § 1234, 

1193 Abs. 1 S. 3 BGB nur dann erfolgen, wenn das Grundschuldkapital 
gekündigt oder Versteigerung angedroht wurde und die Frist von 6 
Monaten abgelaufen ist.

• Fälligkeit der Grundschuldzinsen richtet sich im Zweifel nach § 488 Abs. 
2 BGB

• Zinsansprüche aus Grundschuldzinsen unterliegen der regelmäßigen 
Verjährung nach § 197 Abs. 2 BGB, die Sicherungsabrede 
(Zweckerklärung) hemmt die Verjährung nicht. 
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Gerichtliches Verfahren

trenzonline.de 47

Besonderheiten des ZV-Verfahrens

• Gläubiger handeln als Maßnahmen der Einzelzwangsvollstreckung
• Gerichtet auf Verteilung des gesamten Versteigerungserlöses
• Daher Bündelung in einem Verfahren
• Maßnahmen einzelner Gläubiger grds. unabhängig voneinander
• Ranggrundsatz – Verteilung erfolgt nicht quotal, sondern nach 

einer festgelegten Reihenfolge (§ 10 ZVG)
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Ablauf

Antrag (Gläubiger)

Anordnungsbeschluss + 
Eintragung des 

Zwangsversteigerungsvermerks 
im Grundbuch  (Gericht)

Wirkung: Beschlagnahme –
relatives Veräußerungsverbot

Ermittlung Verkehrswert 
(Gericht bestellt Gutachter, 
Gläubiger Kostenvorschuss)

Anhörung zum und Festsetzung 
Verkehrswert (Gericht)

Terminsvorbereitung

(Gericht: Bekanntmachungen, 
Mitteilung nach § 41 ZVG)

Durchführung und Leitung des 
Termins (Gericht)

Erteilung oder Versagung des 
Zuschlags (Gericht)

Verteilungstermin
Mit Teilungsplan

Grundbuchberichtigung/ 
Abwicklung der Zahlungen Ende des Verfahrens
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Vorbereitung des Versteigerungstermins

Durch Gericht
• Festsetzung 

Grundstückswert

• Terminsbestimmung
(Anberaumung und 
Bekanntmachung, 
Zustellung)

• Prüfung der Anmeldungen 
von Forderungen und 
Rechten

• Ggf. Prüfung Miet- und 
Pachtverhältnisse

Durch Gläubiger
• Bevorschussung 

Gutachterkosten

• Prüfung Verkehrswert-
gutachten, ggf. Beschwerde

• Anmeldung der Forderung

• Ermittlung von Biet- oder 
Kaufinteressenten

• Ggf. Offenlegung von 
Rückgewähransprüchen

• Ggf. Ablösung anderer 
Gläubiger
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Beitritt zum Verfahren
• Während des Verfahrens kann jeder dingliche oder persönliche Gläubiger dem Verfahren 

beitreten § 27
• Alle Voraussetzungen des Erstantrags § 15 müssen gegeben sein
• Keine Eintragung im Grundbuch
• Verfahren sind völlig unabhängig voneinander (bewilligt einer der Gläubiger die 

Einstellung des Verfahrens so wirkt das nicht gegen die anderen)
• Beitritt bis zum Ende des Verfahrens möglich (bis Rechtskraft des Zuschlags)
• Aber: Beitrittsbeschluß kann der Feststellung des geringsten Gebots gem. § 44 Abs. 2 

ZVG nur zugrunde gelegt werden, wenn die Zustellung an den Schuldner mind. 4 Wochen 
vor Versteigerungstermin erfolgt ist.

Beginn und Ende der Beschlagnahme

• Beginn § 20 – Anordnungsbeschluß
• Wirksamwerden § 22 ZVG - Zustellung
• 2 Zeitpunkte, von denen der frühere maßgebend ist

• Zustellung des Beschlagnahmebeschlusses an den Schuldner
• Eingang des Ersuchens um Eintragung des Versteigerungsvermerks beim Grundbuchamt

• Wirkungen der Beschlagnahme entfallen nur, wenn das Verfahren von allen 
betreibenden Gläubigern aufgehoben (Antrag zurückgenommen) wird bzw. nach 
vollständiger Durchführung der Versteigerung, nicht schon bei einstweiliger Einstellung

• Beschlagnahme umfasst alles, worauf sich die Hypothek erstreckt. 
• § 1120 BGB – Erzeugnisse, Bestandteile, Zubehör
• § 1123 BGB – Erstreckung auf Miet- oder Pachtforderung
• § 1126 BGB – Erstreckung auf wiederkehrende Leistungen
• § 1127 BGB – Erstreckung auf die Versicherungsforderung

51

52



Wirkung der Beschlagnahme

• § 23 ZVG Beschlagnahme hat Wirkung eines relativen Veräußerungsverbots §§ 135, 136 BGB 

• Gilt sobald der Versteigerungsvermerk eingetragen ist (öffentlicher Glaube des Grundbuchs)

• Alles, was der Beschlagnahme unterfällt ist auch Gegenstand der Zwangsversteigerung § 55 
ZVG

• Verfügungen nur noch im Rahmen ordnungsgemäßer Wirtschaft gegenüber dem 
betreibenden Gläubiger wirksam

• Keine Grundbuchsperre

• Beschlagnahmegläubiger kann nachfolgende Grundbucheintragungen löschen lassen, wenn 
sie sein Recht beeinträchtigten

• Maßgebender Zeitpunkt für Zinsberechnung

Aufhebung, Einstellung, Fortsetzung der ZV
Einflußnahme

auf das
Verfahren

durch Gläubiger

Aufhebung

Für jeden 
Gläubiger gesondert

Wirkungen des 
Verfahrens entfallen, nachdem
der letzte Gläubiger den Antrag

gestellt hat

Einstellung

Für jeden Gläubiger
gesondert

Beschlagnahme bleibt 
bestehen

Fortsetzung

Für jeden Gläubiger
gesondert

Verfahren wird in dem
Stand weitergeführt, in 

dem es sich vorher befand
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Ranggrundsatz
• Gläubiger im Zwangsversteigerungs- verfahren werden nach ihrem 

Rang im Grundbuch befriedigt, und nicht wie z.B. im Insolvenzverfahren 
nach Quoten alle gleich

• Rangklassen nach §§ 10, 11, 12 ZVG 

• Strenge Rangfolge gilt nicht uneingeschränkt, weil bestimmte 
Rangklassen innerhalb von § 10 gleichrangig bedient werden

• Vorteil: Klare Regelung, bei der jeder Gläubiger seine Situation richtig 
einschätzen kann und sein Verhalten frühzeitig danach ausrichten kann

Rangklassen § 10 I ZVG 
1. Ansprüche aus der Erhaltung und nötigen Verbesserung des Grundstücks für den betreibenden Gläubiger der 

Zwangsverwaltung, wenn die Verwaltung bis zum Zuschlag fortdauert und die Ausgaben nicht aus der Nutzung des Grundstücks 
erstattet werden können
1a. Ansprüche auf die Feststellungspauschale (4%) auf den Wert der von der Beschlagnahme umfaßten Gegenstände (Zubehör) 
im eröffneten Zwangsversteigerungsverfahren

2. Wohngeldansprüche und sonstige Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen Eigentums oder des Sondereigentums,
einschließlich der Vorschüsse und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer. Das Vorrecht
erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht
einschließlich aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5 % des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten
Wertes. Die Anmeldung erfolgt durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet

3. Ansprüche aus öffentlichen Lasten der letzten 4 Jahre; wiederkehrende Leistungen, insbesondere Grundsteuern, Zinsen, 
Zuschläge oder Rentenleistungen und Beträge, wiederkehrende Leistungen nur für die letzten zwei Jahre

4. Ansprüche aus Rechten an dem Grundstück (Grundschulden, Hypotheken etc.) sowie eine einmalige Nebenleistung und laufende 
Zinsen für die letzten 2 Jahre

5. Ansprüche der Gläubiger, soweit er nicht in vorherigen Rangklassen ist (auch persönliche Forderungen)

6. Ansprüche der 4. Klasse, soweit sie infolge der Beschlagnahme dem Gläubiger gegenüber unwirksam sind

7. Ansprüche der 3. Klasse wegen der älteren Rückstände

8. Ansprüche der 4. Klasse wegen der älteren Rückstände
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Rangklasse 4 – Grundpfandrechte

• Alle sogenannten beschränkten dinglichen Rechte: Hypothek, Rentenschuld, Grundschuld, 
Reallast, Erbbaurecht, Dienstbarkeit, Eigentümerrechte

• Rangfolge innerhalb der 4. Rangklasse richtet sich nach den §§ 879 – 881, 883 BGB

• Bestand der Rechte vor Beschlagnahme (für jeden Gläubiger einzeln zu prüfen bei mehreren 
Beschlagnahmen)

• Kapitalbetrag + einmalige Nebenleistung

• Wiederkehrende Leistungen nur für das laufende Jahr und die letzten 2 Jahre (Zinsen, 
Verzugszinsen, Verwaltungskosten, Kreditprovision sowie Reallasts- und 
Altenteilsleistungen)

• Kosten: Die für die Rechtsverfolgung notwendigen Kosten z.B. Titelbeschaffung, 
Klauselumschreibung, Kosten für Erhaltung und Verbesserung, wenn nicht in Rangklasse 1

Bestimmung der Rangfolge im Grundbuch für die Rangfolge in Klasse 4

• Innerhalb von Abt. II und III des Grundbuchs bestimmt sich die 
Reihenfolge nach der Eintragung, es sei denn, es ist ausdrücklich 
etwas anderes im Grundbuch eingetragen

• Zwischen den Rechten in Abt. II und III gilt das Prioritätsprinzip, d.h. 
der Tag der Eintragung entscheidet über die Rangfolge

• Rangvorbehalte und Rangänderungen sind zu beachten

57

58



Rangordnungen Ergänzungen

• § 11 ZVG
• Rangordnung verschiedener Rechte in derselben Rangklasse

• § 12 ZVG
• Rangordnung von Ansprüchen aus demselben Recht untereinander

• § 13 ZVG
• Abgrenzung der laufenden wiederkehrenden Leistungen von den 

rückständigen wiederkehrenden Leistungen

Forderungsanmeldung des Gläubigers

• Laufende wiederkehrende Beträge
• Der letzte vor der Beschlagnahme fällig gewordene Betrag sowie die später 

fälligwerdenden Beträge
• Beim geringsten Gebot bis 2 Wochen nach Versteigerungstermin

• Rückständige wiederkehrende Beträge
• Älter als die laufenden Beträge
• Rangklasse 3 + 4 auch die rückständigen Beträge der letzten 2 Jahre vor den laufenden 

Beträgen 

• Einmalige Leistungen
• Soweit fällig bis inkl. 2 Wochen nach Versteigerungstermin
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Lösung 
Berechnung laufende Zinsen § 13 ZVG 

1. Beschlag-
nahme

Fälligkeit (jeweils 
nachträglich) Laufend ab 2 Jahre 

rückständig

Bis (bei 
Versteigerung 

16.6.1998)

28.12.1997 jährlich 01.01.1996 01.01.1994 30.06.1998

28.12.1997 ¼-jährlich 01.07.1997 01.07.1995 30.06.1998

28.12.1997 täglich 27.12.1997 27.12.1995 30.06.1998

02.01.1998 jährlich 01.01.1997 01.01.1995 30.06.1998

02.01.1998 ¼-jährlich 01.10.1997 01.10.1995 30.06.1998

02.01.1998 täglich 01.01.1998 01.01.1996 30.06.1998

Beispiel laufende 
Zinsen bei 
Grundschuld 
100.000,-- € und 15 
% Zinsen:
Laufende Zinsen bei 
Beschlagnahme 
28.12.1997: 15 % für 
2,5 Jahre = 37.500 €

Bestrangig betreibendes Recht

• Ist besonderer Anknüpfungspunkt
• Alle besserrangigen Rechte davor bleiben bestehen und werden 

vom Ersteher mit übernommen
• Nicht zwingend lastenfreier Erwerb in der Zwangsversteigerung
• Das bestrangige Recht und die nachfolgenden Rechte erlöschen 

durch Zuschlag in der Zwangsversteigerung. Die Rechte setzen 
sich an dem Zwangsversteigerungserlös fort.
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Anmeldung
• Rechte müssen grundsätzlich in der Zwangsversteigerung angemeldet 

werden
• Spätester Zeitpunkt: Termin vor dem Aufruf zur Abgabe von Geboten
• Üblich aber: vorherige schriftliche Anmeldung 
• Bei WEG-Ansprüchen:

• Durch WEG-Verwalter
• Glaubhaftmachung des Anspruchs, z.B. Titel, oder Beschlüsse der WEG-

Versammlung oder in anderer geeigneter Weise (ggf. vorher mit Rechtspfleger 
klären)

• Aus dem Vorbringen müssen sich die Zahlungspflicht, die Art und der 
Bezugszeitraum des Anspruchs sowie seine Fälligkeit ergeben (§ 45 III 2).
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Versteigerungstermin

1. Bekanntmachungsteil
2. Versteigerungsgeschäft und Bietzeit

• Gebote
• Sicherheitsleistung
• Ausbietungsgarantie – Bietabkommen
• Ablösung

• Ablösung gem. §§ 268, 1142, 1150 BGB
• Zahlung gem. § 75 ZVG

3. Verhandlung und Entscheidung über den Zuschlag
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Wirkung des Zuschlags
• Mit Verkündung des Zuschlagsbeschlusses geht das Eigentum am Versteigerungsobjekt mit den 

mitversteigerten Gegenständen auf den Erwerber über

• Eigentumsübergang kraft Hoheitsakts auch an Zubehörstücken, die dem Schuldner nicht gehörten

• Ersteher ist nicht Rechtsnachfolger des Schuldners

• Übergang der Lasten ab Zuschlagsbeschluss (Grundsteuer, etwaige dingliche Zinsen für 
bestehenbleibende Rechte)

• Wird Zuschlagsbeschluss nachträglich wegen Rechtsmitteln aufgehoben, verliert der Ersteher das 
Eigentum rückwirkend wieder

• Zuschlagsbeschluss als Vollstreckungstitel auf Räumung und Herausgabe des Grundstücks gegen den 
bisherigen Eigentümer und dessen Familienangehörige, nicht aber gegenüber Mietern (§ 93)

• Titel auch gegen Nießbraucher und Wohnungsrechtsinhaber, soweit ihr Recht erloschen ist

• Gegenüber Mietern besteht außerordentliches Kündigungsrecht zum nächstmöglichen Termin

Versagung des Zuschlags § 83 ZVG

• Verstöße gegen die Benachrichtigungs- und Zustellungsfristen
• Verstöße gegen Vorschriften über das geringste Gebot oder der 

Versteigerungsbedingungen
• Entgegenstehendes Recht eines Beteiligten

• Weitere Gründe nach § 83, 71, 74a, 85a, 100 Abs. 1 ZVG
Eher förmliche Einwendungen, nicht häufig erfolgreich

Nichteerreichen der 5/10-Grenze § 85a ZVG
Nichterreichen der 7/10-Grenze § 74a ZVG
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Abwenden der Zwangsversteigerung
• Schuldnerschutz
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Wichtigste Rechtsbehelfe

• § 30 a – c ZVG – Einstweilige Einstellung auf Antrag des Schuldners
• § 30d ZVG – Einstweilige Einstellung auf Antrag des 

Insolvenzverwalters 
• Hier insbesondere § 30 d Abs. 1 Nr. 3 ZVG – Gefährdung eines 

Insolvenzplans

• Klage gegen Vollstreckungsklausel § 768 ZPO
• Vollstreckungsgegenklage § 767 ZPO
• Vollstreckungsschutz § 765a ZPO
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Einstellung auf Betreiben des Schuldners
• Vollstreckungsschutzbestimmungen nach §§ 30 a–30e 

• Einstweilige Einstellung für höchstens 6 Monate, wenn Antrag innerhalb der Notfrist von 2 Wochen
nach Zustellung der Information über das Recht (i.d.R. mit Anordnungsbeschluß verbunden)

• Zulässig, wenn die Aussicht besteht, daß die Zwangsversteigerung vermieden wird oder wenn die 
Einstellung nach den persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen des Schuldners der 
Billigkeit entspricht

• Schuldner muß grds. sanierungsfähig und zahlungswillig sein

• Ablehnung möglich, wenn dem Gläubiger wirtschaftlich nicht zuzumuten und wenn anzunehmen 
ist, daß bei einer späteren Versteigerung weniger erlöst wird.

• Gläubiger ist vor Beschluß zu hören, geben auch häufig Stellungnahme ab

• Beschluß kann mit Auflagen, z.B. Zahlungen, versehen sein

• Mündliche Verhandlung nicht vorgesehen aber möglich

• Erfolg sehr selten – häufig wird auch schuldnerseits die Notfrist versäumt

Sonderfall § 765a ZPO- Suizidgefahr
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Vollstreckungsschutz § 765a ZPO
• Nicht fristgebunden
• Sog. magna charta des Vollstreckungsschutzes
• Neben § 30 a ff. ZVG anwendbar
• Nach zweimaliger Einstellung nach § 30a ZVG kann der Antrag 

wegen § 30 c Abs. 3 ZVG nicht mehr gestellt werden
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Einstellung wegen Suizidgefahr

• Sehr schuldnerfreundliche Rechtsprechung des BVerfG und des 
BGH

• Häufig aber rechtsmissbräuchliche Geltendmachung durch 
Schuldner kurz vor dem Versteigerungstermin

• Unterschiedliche Vorgehensweisen der Rechtspfleger
• Reformbestrebungen des ZVG diesbezüglich: Antrag nur zulässig 

mit entsprechendem Gutachten und mündliche Verhandlung unter 
Beisein Gutachter (dazu weitere Infos: 
https://www.bmj.de/DE/Themen/FinanzenUndAnlegerschutz/Zwangsvollstr
eckungPfaendungsschutz/ForschungsvorhabenReformbedarfZVG.html )
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Rspr. zeigt Notwendigkeit der Änderung
1. Im Zwangsversteigerungsverfahren sind die grundrechtsbewehrten
Positionen der Beteiligten (…) umfassend gegeneinander abzuwägen,
wobei eine dauerhafte Einstellung dem Gläubiger (…) nur in extremen
Ausnahmefallen zumutbar ist.
2. Ein solcher Fall liegt vor, wenn die konkrete Gefahr besteht, dass sich
ein Beteiligter (…) das Leben nimmt, wenn der Zuschlag erteilt wird,
und diese Gefahr nicht abgewendet werden kann.
3. Das gilt auch dann, wenn die für den Lebensschutz Primar zuständigen
Behörden an sich die Möglichkeit hatten, diesen auf andere Weise
sicher zu stellen, hiervon aber keinen Gebrauch machen, oder wenn
der suizidgefährdete Beteiligte durch eigene Mitwirkung einen
weiteren Aufschub (…) vermeiden konnte, es aber nicht tut.
BGH, Beschl. v. 07.11.2019 – V ZB 135/18, Rpfleger 2020, 477

trenzonline.de 73

Einwendungen aus dem 
Schuldrechtsverhältnis
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Materielle Einwendungen § 767 ZPO

• Materiellrechtliche Einwendungen z.B. aus dem Darlehensvertrag 
oder dem Sicherungsvertrag

• § 767 ZPO
• Parallel zu etwaigen Rechtsbehelfen im 

Zwangsversteigerungsverfahren
• Ggf. Antrag auf einstweilige Einstellung nach § 769 ZPO

• Glaubhaftmachung  (§ 769 Abs. 1 S. 3 ZPO)
• Regelfall: Sicherheitsleistung
• Ausnahme v.d. Sicherheitsleistung § 769 Abs. 1 S. 2 ZPO –

Praxis: Hohe Begründungshürden
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Vollstreckungsgegenklage aus Sicherungsvertrag

• Rechtsvernichtende Einwendungen (z.B. Erfüllung, Aufrechnung, 
Anfechtung, Kündigung, Restschuldbefreiung…)

• Rechtshemmende Einwendungen (z.B. Verjährung, Mängel- und 
Bereicherungseinreden, Zurückbehaltungsrecht, 242 BGB)

• Rechtshindernde Einwendungen (Ausnahme)
• Besonderheit bei vollstreckbaren notariellen Urkunden nach § 794 I Nr. 5 

ZPO, da gem. § 797 Abs. 4 ZPO die Präklusionsvorschrift des § 767 Abs. 2 
ZPO nicht anzuwenden ist
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Sicherungsvertrag als Treuhandverhältnis
• BGH 29.04.1997 - XI ZR 176/96
• Berücksichtigung von Schuldnerinteressen soweit die eigenen 

Sicherungsinteressen dies zulassen
• Aber: grds. Keine Sorgfaltspflichten des Gläubigers ggü. 

Sicherungsgeber, wenn er von Dritten gestellte Sicherheiten verwertet
• Verwertungs-/Anrechnungsreihenfolge:

• In der ZV: Anrechnungsbefugnis nach Ermessen des Gläubigers
• Bei freiwilliger Verwertung: Leistungsbestimmungsrecht des Schuldners

• Einrede der Rückgewähr der Grundschuld (aber BGH XI ZR 79/16, 
19.10.2017 bei Eigentumswechsel auf Rückgewähransprüche achten)
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Lästigkeitsprämie/sittenwidrige Gebote
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BGH, Urteil vom 22.02.2019 - V ZR 244/17
• Wer in der Zwangsversteigerung ein Gebot in der Absicht abgibt, das Bargebot nicht zu 

entrichten oder zu hinterlegen, handelt sittenwidrig im Sinne von § 826 BGB. (Rn. 31 – 34)
• Für die Absicht eines Bieters, das Bargebot nicht zu entrichten oder zu hinterlegen, spricht 

eine tatsächliche Vermutung, wenn er zum einen bei der Abgabe des Gebots vermögenslos ist 
oder bereits in anderen Zwangsversteigerungsverfahren den Zuschlag erhalten, das 
Bargebot aber nicht rechtzeitig bis zu dem Verteilungstermin entrichtet oder hinterlegt hat 
und zum anderen auch in dem in Rede stehenden Verfahren das Bargebot nicht rechtzeitig 
entrichtet oder hinterlegt. (Rn. 39)

• 3. Begründen konkrete Tatsachen den Verdacht, dass mehrere Personen unter Verfolgung 
verfahrensfremder Ziele kollusiv mit demjenigen zusammengewirkt haben, der als Bieter in 
einem Zwangsversteigerungsverfahren den Zuschlag erhalten, das Bargebot aber bis zu dem 
Verteilungstermin nicht entrichtet oder hinterlegt hat, tragen sie die sekundäre 
Darlegungslast für die Behauptung, ein solches Zusammenwirken habe nicht vorgelegen; 
dies gilt auch, wenn sich das Zusammenwirken über mehrere Versteigerungen desselben 
Grundstücks erstreckt und auch dann, wenn in den jeweiligen Versteigerungsterminen 
verschiedene Bieter auftreten, die an dem gemeinsamen Vorgehen beteiligt sind. (Rn. 47)
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Löschungsbewilligung gg. Lästigkeitsprämie
• BGH Urteil vom 30.04.2015 Az: IX ZR 301/13
• Ein durch eine Zwangssicherungshypothek nachrangig

gesicherter Gläubiger, dessen Recht bei einer Verwertung des 
Grundstücks wegen dessen wertausschöpfender Belastung durch 
im Rang vorgehende Rechte keinen Anteil am Erlös erwarten lässt, 
ist nicht verpflichtet, im Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Grundstückseigentümers zugunsten der vom 
Insolvenzverwalter beabsichtigten freihändigen lastenfreien 
Veräußerung des Grundstücks die Löschung seines 
Sicherungsrechts zu bewilligen.
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Gründe IX ZR 301/13 vom 30.04.2015
• Die Aufgabe eines im Wege der Zwangsvollstreckung rechtmäßig 

erworbenen Sicherungsmittels kann dem Gläubiger deshalb nicht allein 
aus Gründen wirtschaftlicher Zweckmäßigkeit oder bloßer Billigkeit 
abverlangt werden. (Tz. 8)

• Im Übrigen gilt das Verbot einer zwecklosen Pfändung, wie es in § 803 
Abs. 2 ZPO zum Ausdruck kommt, im Immobiliarvollstreckungsrecht in 
dieser Allgemeinheit nicht (Tz. 10)

• Forderung einer Lästigkeitsprämie ist nicht rechtsmißbräuchlich, 
sondern lediglich der Versucht, das Sicherungsrecht durchzusetzen

• Ob hier die Freigabe aus nebenvertraglichen Schutz- und 
Treuepflichten erfolgen musste, wurde nicht entschieden, da hier 
keine vertraglichen Verbindungen zwischen Gläubiger und 
Grundstückseigentümer bestanden (Finanzamt).

Reformvorhaben - Schuldnerschutz
• Expertengruppe hat 2017 festgestellt, dass das aus 1897 

stammende ZVG immer noch zeitgemäß ist. 
• Aber: Schuldnerschutzanträge wegen Suizid sollen nur noch 

berücksichtigt werden, wenn die Suizidgefahr fachärztlich 
bestätigt ist

• Mündliche Verhandlung mit Gutachter soll dann der Regelfall sein
• Ziel: Massen von Einstellungsanträgen wegen Suizidgefahr zur 

Verzögerung oder Verhinderung der Zwangsversteigerung sollen 
vermieden werden

• Wann Reform kommt, steht aber noch nicht fest
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Kosten/Gebühren
• Kosten der Kündigung und der dinglichen Rechtsverfolgung (§§ 1118, 1192 BGB, Rang des 

betreffenden Rechts, Aufnahme ins geringste Gebot
• Gerichtskosten für das Betreiben der Zwangsvollstreckung
• Sonstige Kosten (Reisekosten, Prozessbevollmächtigter, Verkehrswertgutachten)

• Gerichtskosten für Durchführung des Zwangsversteigerungsverfahrens
• Allgemeine Verfahrenskosten bis zum Termin
• Kosten für die Bestimmung des ersten Termins und des weiteren Verfahrens
• Abhaltung des Versteigerungstermins
• Verteilungsverfahren

• Kosten des Erstehers
• Anwaltsgebühren nach 3311 und 3312 VV RVG – jeweils 0,4 für jeweils verschiedene 

Verfahrensschritte gesonder je nach Interesse (bei Gläubiger Grundschuld, bei Schuldner 
Verkehrswert)

Unlautere Methoden des Schuldners
• Manipulierte Mietverträge (zivil- und ggf. strafrechtlich relevant) – seit 

1.2.2007 wegen Gesetzesänderung wohl weniger
• Verschenkung des Grundstücks an mdj. Kind oder Berater
• Drohung mit Suizidgefahr des Schuldners oder naher Familienangehöriger
• Erlassvergleich
• Einschaltung Öffentlichkeit, Unterschriftensammlungen, Presse etc.
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